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1. Einleitung 

Georgien – das kleine Land im Südkaukasus erschien ganz plötzlich auf der internationalen 

Bühne. Am 23. November 2003 stürzte ein Staatsstreich den Präsidenten Eduard Scheward-

nadse. Was war geschehen? 

 

Die Parlamentswahlen am 2. November 2003 verliefen nach einhelliger Meinung in- und aus-

ländischer Beobachter undemokratisch. Während der Wahlen haben zwei Gruppen – die In-

ternational Society for Fair Elections und The Global Strategy Group – an den Wahllokalen 

alternative Wählerbefragungen1 durchgeführt. Nach den vorläufigen Ergebnissen, die von der 

staatlichen Wahlkommission vorgelegt wurden, hätten die Regierungsparteien die Wahlen 

gewonnen. Die beiden parallelen Umfragen zeigten jedoch einen Sieg der Oppositionspartei-

en. Der daraufhin massiv vorgetragene Fälschungsverdacht bei den Parlamentswahlen war 

schließlich der Auslöser der so genannten „Rosenrevolution“: Es kam zu Massendemonstrati-

onen unter Führung der Opposition, die am 22./23. November 2003 die konstituierende Sit-

zung des Parlaments stürmten.2 Präsident Eduard Schewardnadse versuchte noch die Opposi-

tion mit Ausrufung des „Ausnahmezustandes“ zu zerschlagen, letztendlich kulminierten aber 

die Ereignisse mit der Abdankung Schewardnadses am 23. November 2003.3 Weil es nicht zu 

Gewalttätigkeiten kam, sprach die Opposition von einer „samtenen Revolution“ oder nach 

dem Symbol der Oppositionsgruppen auch „Rosenrevolution“. Die neu ausgeschriebenen 

Wahlen gewannen die Oppositionskräfte Anfang 2004 mit sehr großem Vorsprung.  

 

Für das kleine Land im Kaukasus war es ein historischer Augenblick: Präsident Eduard 

Schewardnadse tritt zurück und überlässt die Macht den drei jüngeren Politikern, Michail 

Saakaschwili, Nino Burdschanadse und Surab Schwania. Der als „Rosenrevolution“ bezeich-

nete Machtwechsel im November 2003 war eine Mischung aus Spontanität und sorgfältiger 

Vorbereitung. Die westlichen Medien haben diesen Wechsel sehr wohlwollend kommentiert. 

Aber es gibt auch andere Stimmen. So berichtete das Wall Street Journal am 24. November 

2003: „Hinter den drei Politikern [Saakaschwili, Burdschanadse und Schwania] stehen zahl-

reiche Nicht-Regierungsorganisationen [...], die seit dem Untergang der Sowjetunion entstan-

den sind. Viele dieser NGOs werden von Stiftungen aus Amerika und anderen westlichen 
                                                 
1 Um der Lesbarkeit der Hausarbeit Rechnung zu tragen, verzichte ich im Folgenden auf die sprachliche ge-

schlechtsspezifische Differenzierung, hier Wähler und Wählerinnen. 
2 Sershen, 3.11.2003. 
3 Radio Free Europe/ Radio Liberty, 23.11.2003. 



 

 

 
 

 

Ländern unterstützt, die eine Klasse junger, englisch-sprachiger Intellektueller hervorbringen, 

die pro-westliche Reformen herbeisehnen.“4 Glaubt man dem Guardian-Artikel vom 6. De-

zember 2003 und anderen Medien waren der Aufstand und der Machtwechsel in Georgien vor 

allem ein vom Westen organisierter Putsch, als „ein gut geplantes Drama mit Saakaschwili als 

von den Amerikanern ausgewähltem Hauptdarsteller“, bei dem die Georgier lediglich als Sta-

tisten oder Gäste einer gigantischen Straßenfete mitwirkten.5  

 

Solche Vorwürfe wiegen schwer. Die vorliegende Arbeit wird sich deshalb mit der georgi-

schen „Rosenrevolution“ auseinandersetzen. Das Problem, welches hauptsächlich diskutiert 

werden soll, kann mit folgender Frage formuliert werden: War die „Rosenrevolution“ Aus-

druck der erstarkten Zivilgesellschaft und der fortgeschrittenen demokratischen Transformati-

on in Georgien oder tatsächlich ein „erkaufter“ Putsch „Made in USA“? 

 

Im ersten Teil der Arbeit soll die politische Ausgangslage Georgiens vor der Rosenrevolution 

skizziert werden. Schewardnadse war mehr als eine Dekade lang die zentrale Figur der geor-

gischen Politik. Es wird zu zeigen sein, dass die Ursachen für seinen Sturz in der Politik des 

Präsidenten selbst zu finden sind. In den Kapiteln drei und vier werden die objektiven Ge-

schehnisse während der Parlamentswahlen im November 2003 und die politischen Ereignisse, 

die letztendlich zum Machtwechsel in Georgien führten, zusammengefasst. Im darauffolgen-

den Abschnitt wird der Transformationsprozess Georgiens analysiert. In diesem Zusammen-

hang sollen die These von Georgien als „defekte Demokratie“ und die Rolle von Zivilgesell-

schaften in Transformationsprozessen diskutiert werden. Die Vorwürfe, die Rosenrevolution 

sei ein vom Westen erkaufter Putsch gewesen, führen zu der Frage, welche Rolle internationa-

le Einflüsse auf den Demokratisierungsprozess eines Landes spielen. Am Beispiels Georgien 

werden die Unterstützung durch die Vereinigten Staaten und der Europäischen Union skiz-

ziert. Besonderes Augenmerk soll hierbei auf der internationalen Wahlbeobachtung liegen, an 

der die Grenzen und Risiken westlicher Demokratieförderung deutlich werden. Abschließend 

soll bewertet werden, ob die „Rosenrevolution“ entweder das Resultat der erstarkten Zivilge-

sellschaft in einem fortschreitenden Demokratisierungsprozess Georgiens, oder ein vom Wes-

ten bzw. den USA gelenkter Machtwechsel war. 

                                                 
4  The Wall Street Journal, 24.11.2003. 
5  Keatley, 6.12.2003. 



 

 

 
 

 

2. Politische Ausgangslage  

2.1. Georgiens Unabhängigkeit und der Weg in die Staatskrise 

Zu Beginn der 1990er Jahre unternahm Georgien den schwierigen Aufbruch in die Unabhän-

gigkeit. Mit der Unabhängigkeitserklärung Georgiens folgten über zwei Jahre Bürgerkrieg, in 

Abchasien und Südossetien kam es zu Sezessionskriegen.6 Georgiens erster Präsident Swiad 

Gamsachurdia „wollte als der große Zerstörer des kommunistischen Systems in die Geschich-

te eingehen.“7 Als seine Innenpolitik zunehmend sprunghafte und autoritäre Züge annahm, 

wurde er jedoch durch einen Militärputsch am 22. Dezember 1991 abgelöst.8 Im November 

1992 wurde Eduard Schewardnadse zum Parlamentspräsidenten und zum „Staatsoberhaupt“ 

ausgerufen. Es gelang ihm nach und nach, die politischen und gesellschaftlichen Verhältnisse 

in Georgien wieder zu stabilisieren. Mit dem „Einfrieren“9 der zwischenzeitlich aufgebroche-

nen Konflikte in Süd-Ossetien und Abchasien, der Niederschlagung des Aufstandes der An-

hänger Gamsachurdias gegen Schewardnadse, beruhigte sich die innenpolitische Situation, 

zumal sich mit der Einführung einer neuen Währung auch eine wirtschaftliche Erholung des 

Landes10 abzuzeichnen begann. Durch Schewardnadses politische Arbeit, vor allem aber 

durch sein internationales Prestige, konnte sich Georgien bald aus seiner internationalen Isola-

tion befreien.11  

 

In den letzten Jahren der Amtszeit Schewardnadses versank das Land jedoch mehr und mehr 

in einen Zustand völliger Lähmung. Die Attentate auf Schewardnadse 1995 und 1998 und 

kurze militärische Revolutionen in den Jahren 1999 und 2001 machten deutlich, wie schwach 

die politische Stabilität im Land war. Die finanzielle Krise seit 1998 machte auf eine ganze 

Reihe wirtschaftlicher Versäumnisse aufmerksam und trotz der deklarierten Demokratisie-

rungsfortschritte wurden Rechte und Freiheiten oft verletzt. Während der Parlaments- und 

Präsidentschaftswahlen von 1999/2000 und der Kommunalwahlen 2002 waren viele Geset-

zesverstöße zu verzeichnen.  

                                                 
6  Beide Bevölkerungsgruppen, Abchasen als auch Osseten beanspruchen für sich und ihr Gebiet das Recht auf 

Selbstbestimmung und Eigenständigkeit gegenüber Georgien, das wiederum auf seiner staatlichen Souveräni-
tät besteht. 

7 Napiontek 1998, 19. 
8 Ausführlich zum sogenannten „Weihnachtskrieg“ Gelaschwili 1993, 132 ff. 
9 Im positiven Sinne bedeutet dies die Umwandlung kriegerischer Auseinandersetzungen in einen Zustand, in 

dem „weder Krieg noch Frieden“ herrscht: die Phase militärischer Auseinandersetzungen wurde zwischen 
1992 und 1994 durch Waffenstillstandsabkommen beendet. 

10 Vgl. Napiontek 1998, 26 ff. 
11 Schewardnadse unterschrieb eine strategische Partnerschaft mit der NATO, fand Aufnahme im Europarat und 

erklärte den Wunsch, sowohl der NATO wie der Europäischen Union beitreten zu wollen. Die USA wurden 
zum stärksten Geberland Georgiens für wirtschaftliche und militärische Hilfen. Das führte wiederum zu Span-
nungen mit Russland, das Georgien nach wie vor als sein Einflussgebiet betrachtet. 



 

 

 
 

 

 

Der wachsende Vertrauensschwund der Bevölkerung in die politische Führung wurde bereits 

in der Regierungskrise im Herbst 2001 offenbar.12 Nach dem 11. September 2001 war das 

Vertrauen in die Sicherheitsorgane durch ständige Meldungen über terroristische „Banditen-

enklaven“ wie das Pankisi-Tal13 und Spekulationen über die Verwicklung der Innen- und Si-

cherheitsministerien in korrupte Geschäfte auf den Nullpunkt gesunken.14 Es kam zu heftigen 

Protesten und zahlreichen Straßendemonstrationen als staatliche Sicherheitsorgane versuch-

ten, den regierungskritischen Fernsehsender Rustawi 2 zu erstürmen.15 Immer wieder hatte 

der unabhängige Sender über Korruption in den Reihen der georgischen Regierung berichtet. 

Diese Regierungskrise im Herbst 2001 mündete schließlich in der Entlassung der gesamten 

Regierung und der Bildung eines neuen Kabinetts. Die Straßendemonstrationen im Herbst 

2001 in Tiflis verdeutlichten den Legitimitätsverlust des Regimes in der Bevölkerung, der 

hauptsächlich aus der enormen Korruption in der Regierung herrührte.  

 

2.2. Die Situation vor den Parlamentswahlen im Herbst 2003 

Kennzeichnend für die politische Situation Georgiens vor den Parlamentswahlen im Herbst 

2003 war folglich ein dramatischer wirtschaftlicher Niedergang, der zur Verarmung breiter 

Bevölkerungskreise geführt hatte, eine extrem hohe Außenverschuldung, regelmäßige Wahl-

fälschungen sowie eine weit verzweigte Korruption, in der ein Großteil der regierenden politi-

schen Eliten unmittelbar involviert war. Bezeichnend für das Ausmaß der Korruption ist eine 

Aussage des von November 2003 bis Juni 2004 amtierenden Innenministers Baramidse über 

den Zustand seines Ressorts bevor er dessen Führung übernahm: „Jede Beziehung innerhalb 

des Ministeriums und alle Beziehungen zwischen dem Ministerium und der Öffentlichkeit 

basierten auf Korruption ... Dieses Ministerium war in das Drogengeschäft, in Waffen-

schmuggel, in die Protektion von Kriminellen, in Erpressungs- und Entführungsfälle16 verwi-

ckelt.“ 

 

                                                 
12 Schon 1998 hatten bei einer USAID-Umfrage 75 Prozent der Befragten vor allem den für Sicherheit und 

Rechtsstaatlichkeit zuständigen Organen das Misstrauen ausgesprochen, vgl. Ladwein 2001, 15 f. 
13 Vgl. Alexandrova 2003, 298. Zu den Vorwürfen, dass sich Kämpfer von Al-Qaida und Bin Laden im Pankisi-

Tal aufhielten vgl. Peuch, 27.02.2002. 
14 Laut einer im Jahre 2002 weltweit durchgeführten Studie gehörte Georgien zu den fünf Ländern, in denen die 

Bevölkerung ihrer Regierung am wenigsten Vertrauen schenkte, vgl. Huber 2004, 40. 
15 Rund 5.000 Menschen gingen unter Führung des früheren Justizministers Michail Saakaschwili auf die Straße 

und forderten eine Ablösung des Präsidenten. Schewardnadse musste nachgeben und entließ seinen Innenmi-
nister und den Geheimdienstchef, vgl. Manutscharjan 2003a, 7. 

16 Stier, 19.12.2003. 



 

 

 
 

 

Ausländische, aber auch georgische Analysten behandelten das Land in wachsendem Maße 

als „failing state“17. Die Kaukasusrepublik zerfiel praktisch in einen Rumpf und drei Regio-

nen mit unterschiedlich starken Unabhängigkeitsbestrebungen.18 Mit dem militärischen Bei-

stand Russlands gelang zunächst den Osseten, wenig später den Abchasen die Loslösung von 

Tiflis. Mehr als 100.000 Menschen kamen seinerzeit während der Kämpfe ums Leben.  

 

Die Auslandsschulden des Landes summierten sich auf 1,7 Mrd. US$, wovon 40% von der 

Weltbank, dem Internationalen Währungsfond (IWF) und der Europäischen Bank für Wieder-

aufbau und Entwicklung gehalten wurden. Die verbleibenden 60% der Auslandsschulden ver-

teilten sich auf bilaterale Vereinbarungen mit anderen GUS-Staaten.19 In den letzten Monaten 

des Jahres 2003 war Georgien nicht mehr in der Lage gewesen, die fälligen Raten bei der 

Rückzahlung dieser Schulden zu begleichen. Im Mai 2003 erklärte der IWF seine Besorgnis, 

dass sich Georgien „am Rande des Bankrotts“ befinde und forderte wiederholt Haushaltskür-

zungen von der georgischen Regierung.20 Korruption wurde in diesem Zusammenhang nicht 

als Mangel, sondern als „das allen Institutionen zu Grunde liegende Rationalitätsprinzip“ be-

handelt.21 Im September 2003 fror der IWF die Gelder für Georgien letztendlich ein und gab 

damit ein deutliches Signal an die internationalen Finanz- und Wirtschaftskreise und verstärk-

te gleichfalls den Druck auf das Land. 
 

Von den Parlamentswahlen im November 2003 erhoffte sich die Bevölkerung einen politi-

schen Neuanfang.22 Aus Protest dagegen, dass der Präsident an korrupten Funktionsträgern 

festhielt, hatten die „jungen Reformer“ in Schewardnadses näherer Umgebung, der Parla-

mentspräsident Surab Schwania und der damalige Justizminister Michail Saakaschwili ihren 

Rücktritt eingereicht.23 Diese ehemaligen Mitstreiter Schewardnadses bildeten seit 2001 die 

Spitze einer wachsenden Opposition. Bereits im Jahr 2002 hatte sich die politische Opposition 

in zwei neuen Parteien formiert, der Nationalen Bewegung24 des früheren Justizministers Mi-

chail Saakaschwilis und den Vereinigten Demokraten25 Surab Schwanias. Diese Opposition 

kündigte im Vorfeld der Wahlen an, nicht noch einmal eine Manipulation der Wahlergebnisse 

                                                 
17 Näher dazu: Halbach 1994. 
18 Näher zu Moskaus Machtpolitik innerhalb der Sezessionsbestrebungen vgl. Bernath, 9.07.2004. 
19 Länderinformation von USAID zu Georgien, 2002. 
20 RUSNET, 24.05.2003. 
21 Christophe 2000, 73. 
22 Manutscharjan 2003a, 20. 
23 Dasselbe tat Nino Burdschanadse, die seit Ende 2001 Parlamentspräsidentin gewesen war und nach dem 22. 

November 2003 als interimistische Staatspräsidentin fungierte. 
24 Dieset 2004, 3. 
25 Dieset 2004, 4. 



 

 

 
 

 

zugunsten der herrschenden Elite hinnehmen zu wollen. Dass die Opposition handeln und den 

Wahlbetrug nicht hinnehmen würde, konnte Kenner der innenpolitischen Lage Georgiens 

deshalb nicht überraschen.26 Vielmehr hatten sie erwartet, dass die Opposition einschreiten 

und ein Weiterregieren der korrupten Führung verhindern werde. Dennoch war aufgrund der 

skeptischen Einstellung eines erheblichen Teils der Bevölkerung27 gegenüber den in den In-

trigen verstrickten politischen Parteien und der Zersplitterung der oppositionellen Kräfte nicht 

klar, ob es den Oppositionsparteien gelingen würde, sich als eine schlagkräftige politische 

Einheit gegenüber Schewardnadse und den von ihm unterstützten Wahlverein Für ein Neues 

Georgien28 durchzusetzen.  

 

Kennzeichnend für die politische Situation vor den Parlamentswahlen war auch die Diskussi-

on über ein Wahlgesetz, das demokratische Wahlen sicherstellen sollte. Der Mangel an de-

mokratischen Traditionen hatte in den vorangegangenen Wahlen immer wieder Zweifel am 

korrekten Ablauf der Stimmenauszählung hervorgerufen.29 Das bislang existierende Wahlge-

setz wurde deshalb vor der Wahl im November 2003 geändert. Nach langwierigen Verhand-

lungen, in die sich der frühere amerikanische Außenminister James Baker als Vermittler ein-

geschaltet hatte30, und durch politischen Druck seitens der Organisation für Sicherheit und 

Zusammenarbeit in Europa (OSZE)31 konnte so eine Wahlkommission gebildet werden, bei 

der keine der großen politischen Gruppierungen benachteiligt war.32  

 

3. Die Parlamentswahlen vom 2. November 2003 

3.1.  Unstimmige Wahlergebnisse 

Insgesamt 21 Parteien und Wahlbündnisse hatten sich am 2. November 2003 um die 235 Par-

lamentssitze beworben.33 Davon entfielen 150 Mandate auf die Parteien, welche die Sieben-

Prozent-Sperrklausel überwinden konnten. Außerdem wurden 85 Sitze an direkt gewählte 

Abgeordnete vergeben. Trotz des neuen Wahlgesetzes kam es bei den Parlamentswahlen zu 

Unregelmäßigkeiten, die das Wahlergebnis verfälschten. Etwa 23 Prozent der Wähler waren 

in die Wahllisten nicht eingetragen, viele Leute mussten deshalb in den langen Warteschlan-
                                                 
26 So Manutscharjan 2003a, 26. 
27 Näher Dornblüth, 16.12.2004. 
28 Näher zu diesem Wahlbündnis Dieset 2004, 2. 
29 Vgl. Internationale Gesellschaft für Menschenrechte 1999. 
30 Internationale Gesellschaft für Menschenrechte 1999, 8. 
31 Vgl. OSZE 2003, 94, 100 ff. 
32 Zur Kritik an der Überrepräsentation der Regierungsparteien in diesen Kommissionen, vgl. Stellungnahme der 

Delegation der Parlamentarischen Versammlung des Europarates vor den Wahlen in Georgien, 27.02.1004. 
33 Dieset 2004, 2. 



 

 

 
 

 

gen umsonst ausharren.34 Bereits während des Wahlkampfes mussten die Oppositionsparteien 

gravierende Behinderungen hinnehmen. So entdeckten ihre Wahlhelfer Tausende „toter See-

len“35 in den Wählerlisten. 

 

Nach den Angaben der Zentralen Wahlkommission trug das Regierungsbündnis Für ein neues 

Georgien mit 23,1 Prozent der Stimmen den Sieg davon. Die Nationale Bewegung von Mi-

chail Saakaschwili folgte mit 21 Prozent, die Labourpartei mit 15,1 Prozent, die Union der 

demokratischen Wiedergeburt erreichte 9,7 Prozent und das Wahlbündnis Burdschanadse-

Demokraten lediglich 8,4 Prozent. Nach Ergebnissen einer parallelen Stimmenauszählung 

allerdings, die von der Nichtregierungsorganisation Internationale Gemeinschaft für faire 

Wahlen und Demokratie (Fair Elections36) durchgeführt wurde, lag dem Ergebnis der Wahlen 

nach dem Verhältniswahlrecht mit 26,6 Prozent der Stimmen die Nationale Bewegung vor 

dem Regierungsbündnis Für ein neues Georgien, das 18,92 Prozent der Wählerstimmen er-

hielt.37 Von den internationalen Wahlbeobachtern in Georgien, Experten von OSZE/ODIHR, 

des Europaparlaments und des Europarats, wurden noch am Wahltag Unstimmigkeiten bei 

den Wahlen deklariert.38 
 
3.2.  Vorwürfe der Wahlfälschung 

Scheinbar unberührt von diesen Unstimmigkeiten zeigte sich Eduard Schewardnadse zufrie-

den mit der „demokratischen Atmosphäre“ während des Wahlkampfes und am Wahltag 

selbst. „Diese Wahlen waren im Vergleich zu den bisherigen die freiesten, gerechtesten und 

transparentesten“, sagte der georgische Präsident in seinem traditionellen Radiointerview im 

ersten Kanal des Staatlichen Rundfunks Georgiens. „Ich bin mit den Ergebnissen wirklich 

zufrieden. Es gab Verstöße, Ungenauigkeiten in den Wählerlisten sowie Gewalt und Ein-

schüchterung. Einige Abgeordnetenkandidaten verletzten das Gesetz und wandten Gewalt an, 

was empörend ist. Aber das reale Ergebnis wird von einzelnen konkreten Verstößen nicht 

verändert“, sagte Eduard Schewardnadse.39 Dagegen zeigten sich die offiziellen Wahlbeob-

achter der OSZE „schockiert“ und „enttäuscht“.40 Die OSZE-Mission stellte abschließend 

fest, dass die Wahlen „den Anforderungen mehrerer OSZE-Verpflichtungen und internationa-
                                                 
34 Vgl. Czerwick, Rzchiladze 2004: 85.  
35 Die Opposition beschwerte sich im Vorfeld, es gebe in Georgien 2,5 Millionen Wahlberechtigte, die Regie-

rung habe aber 3,1 Millionen Wahlscheine drucken lassen. Vgl. Quiring, 3.11.2003. Vgl. auch Kleymann, 
2.11.2003. 

36 Siehe Einleitung, 3. 
37 Deutsche Welle 2003, 7. 
38 Zur Auflistung der Unstimmigkeiten durch die Election Observer Mission (EOM) der OSZE, vgl. Dieset 2004, 

12. 
39 Deutsche Welle 2003, 7. 
40 Ein österreichischer Wahlbeobachter der OSZE schildert seine Eindrücke: Jandl, 15.11.2003. 



 

 

 
 

 

len Standards für demokratische Wahlen nicht genügten“41. „Das georgische Volk hat bessere 

Wahlen verdient als diese“, lautete auch das Urteil der eigens angereisten Delegierten des 

Europarates. Tiflis musste eine Woche nach dem Urnengang „begrenzte Wahlfälschungen“ 

eingestehen.42  

 

4. Die „Rosenrevolution“ 

4.1.  Die Proteste 

Mit diesem „unstimmigen“ Wahlergebnis konnten und wollten sich die Führer der Oppositi-

onsparteien nicht zufrieden geben. Die Nationale Bewegung mit Michail Saakaschwili, die 

Vereinigten Demokraten Surab Schwanias und die Burdschanadse-Demokraten schlossen ein 

oppositionelles Bündnis43 und mobilisierten ihre Anhänger in Tiflis zu umfangreichen Pro-

testaktionen gegen das Wahlergebnis. Am 4. November 2003 fand vor dem Rathaus der 

Hauptstadt eine Kundgebung der Opposition statt, an der sich Tausende von Menschen betei-

ligten. Nino Burdschanadse beschreibt die Ereignisse im November: „Ich war ergriffen, als 

ich vor dem Parlamentsgebäude 50.000 Menschen stehen sah. Das ist viel für ein kleines 

Land mit nicht ganz 5 Millionen Einwohnern! Viele von ihnen standen Tag und Nacht da 

draußen, bei Kälte und Regen.“44 Die Demonstranten forderten von der Staatsmacht, gerechte 

Ergebnisse der Parlamentswahl zu veröffentlichen. Oppositionsführer und Anhänger forder-

ten, den Sieg der Opposition bei der Parlamentswahl am 2. November 2003 anzuerkennen.45  

 

Nachdem von Schewardnadse und hohen Regierungsvertretern diese Forderung der Oppositi-

on – ebenso wie ihre Forderungen nach einer Wiederholung der Wahlen – abgelehnt wur-

den46, richtete sich der Protest der Opposition gegen den Präsidenten Schewardnadse selbst, 

der zum sofortigen Rücktritt aufgefordert wurde.47 Der Staatspräsident suchte nach Verbünde-

ten. Er reiste zu seinem politischen Rivalen Aslan Abaschidse, Präsident der separatistischen 

Teilrepublik Adscharien. Dessen Partei Union der Demokratischen Wiedergeburt war bei den 

Wahlen landesweit zur zweitstärksten Kraft geworden, weil sie allein in Adscharien 95 Pro-
                                                 
41 Zitiert nach OSZE 2003, 101. Vgl. auch Dieset 2004, 1. 
42 Der georgische Außenminister Iraklij Menagarischwili bestätigte bei seinem Arbeitsbesuch in Berlin „Unre-

gelmäßigkeiten“, vgl. Manutscharjan 2003a, 22. Auch die Vorsitzende des georgischen Parlaments, die Führe-
rin des oppositionellen Wahlbündnisses „Burdschanadse–Demokraten“, Nino Burdschanadse, hat der Staats-
macht vorgeworfen, die Parlamentswahlen zu fälschen. Vgl. Deutsche Welle 2003, 8. 

43 Manutscharjan 2003a, S. 23. 
44 Zitiert nach OSZE 2003, 100. 
45 Deutsche Welle 2003, 9.  
46 Ausführlich zu den Protesten und gescheiterten Dialogen zwischen Regierung und Opposition, Deutsche Wel-

le 2003, 7 ff. 
47 Deutsche Welle 2003, 23. 



 

 

 
 

 

zent aller Stimmen bekommen hatte. Mit ihrer Hilfe hätte Schewardnadses Partei im neuen 

Parlament die Regierung stellen können. Obwohl Abaschidse ihm Hilfe gewährte48, musste er 

nach weiteren massiven Protesten zurücktreten.49  

 

4.2. Der Rücktritt Schewardnadses 

Unter den Augen der nationalen und internationalen Medien stürmten die Anhänger der Op-

position am 22. November 2003 das Parlament und verhinderten, dass die konstituierende 

Sitzung des Parlaments stattfinden konnte.50 Unmittelbar nach der Erstürmung des Parlaments 

hatte Michail Saakaschwili in die aufgebrachte Menge gerufen: „Wir machen eine sanfte Re-

volution.“ Sein Sprecher, der in Georgien bekannte Filmregisseur Eldar Schengelaja, sprach 

gar von einer „Revolution der Rosen“. Bei der Erstürmung des Parlaments und auch auf den 

Straßen der Hauptstadt hatten die Demonstranten stets langstielige rote Rosen mit sich getra-

gen.51 

Am Sonntag, den 23. November 2003, stellte die Opposition Schewardnadse ein Ultimatum: 

Entweder der Präsident tritt zurück oder die Demonstranten würden ihn aus seiner Residenz 

jagen. Der Präsident erklärte sich bereit, die „Forderung des Volkes“ zu akzeptieren52 und 

erklärte am Abend seinen Rücktritt. Eduard Schewardnadse sagte: „Ich habe meine Heimat 

nie verraten, und eben deswegen gehe ich, damit kein Blut vergossen und alles friedlich abge-

schlossen wird.“53 

 

4.3. Der Machtwechsel 

Nach dem Sturz Schewardnadses wurde in Georgien die Macht von Michail Saakaschwili, 

Nino Burdschanadse und Surab Schwania übernommen. Sie einigten sich auf eine enge politi-

sche Zusammenarbeit, wobei Saakaschwili in Zukunft das Amt des Präsidenten, Schwania 

das Amt des Ministerpräsidenten und Burdschanadse das der Parlamentspräsidentin überneh-

men sollte. Der neuen Führung wünschte Schewardnadse Erfolg. „Das sind junge, gebildete, 

talentierte Leute.“ Ihnen fehle lediglich die Erfahrung in Staatsgeschäften. „Ich bin bereit, 

ihnen mit meinem Rat zu helfen. Aber ich bin mir nicht sicher, daß dieser Rat immer nötig 

ist.“54  

                                                 
48 Als Ergebnis des Besuchs organisierten Abaschidse und die Parteigänger Schewardnadses in Tiflis eine Kund-

gebung für den Präsidenten. Vgl. Manutscharjan 2003a, 20. 
49 Spiegel Online, 30.11.2003. 
50 Deutsche Welle 2003, 26 f. 
51 Manutscharjan 2003a, 25. 
52 Ausführlicher zu den Ereignissen vgl. Mesurnischwili, Koplatadse 2003; Deutsche Welle 2003, 24 ff. 
53 Zitiert nach Mesurnischwili / Koplatadse 2003. 
54 Zitiert nach Wehner, 1.12.2003. 



 

 

 
 

 

 

Am 25. November 2003 annullierte das Oberste Gericht Georgiens einen wesentlichen Teil 

der Parlamentswahlen. Die infolge des Rücktritts von Präsident Schewardnadse notwendig 

gewordenen Wahlen zum obersten Staatsamt fanden am 4. Januar 2004 weitgehend ord-

nungsgemäß statt, allerdings ohne nennenswerte Konkurrenz55 für den populären Anführer 

der Massenproteste vom November, Michail Saakaschwili. Er gewann die Wahlen mit rund 

96% der abgegebenen Stimmen und wurde am 25. Januar 2004 in sein Amt als neuer Staats-

präsident eingeführt. Am 28. März 2004 fand die Nachwahl für die von der Annullierung der 

Parlamentswahl vom 2. November 2003 betroffenen Sitze statt. Wahlkampf und 

Wahldurchführung stellten nach einhelliger Meinung internationaler Beobachter einen 

weiteren großen Fortschritt für die georgische Demokratie dar.56  

 

Die einstige Opposition und heutige Regierung repräsentiert also den westlich beeinflussten 

Teil der Gesellschaft. „Saakaschwili steht für eine breite Schicht der städtischen Gesellschaft, 

die von der starren, sowjetisch geprägten Bürokratie die Nase voll hat und Georgien nach Eu-

ropa führen will.“57 Die neu gewählte Regierung setzt große Hoffnungen in die Freundschaft 

mit westlichen Staaten, besonders mit den USA und mit der Bundesrepublik Deutschland. 

Saakaschwili kündigte an, Georgien nach westlichem Vorbild in eine Demokratie zu wandeln 

und umfassende Wirtschafsreformen durchzuführen.58 Außerdem werde er „mit der giganti-

schen Korruption aufräumen, er werde die chaotischen Staatsfinanzen in Ordnung bringen, er 

werde die Nation auf den Weg in die Europäische Union bringen, er werde die russischen 

Militärstützpunkte abschaffen, er werde das Problem der seit zehn Jahre andauernden Sezes-

sion der Abchasen angehen.“59 Georgien möchte Mitglied der EU und der Nato werden. 

 

5. Die „samtene Revolution“ – Ausdruck einer erstarkten Zi-

vilgesellschaft und der Demokratie? 

Waren die Demonstrationen und Proteste nach der Wahl im November 2003 und folglich die 

„Rosenrevolution“ Ausdruck einer aus Unzufriedenheit heraus erstarkten Zivilgesellschaft 

und des fortschreitenden Demokratisierungsprozesses? Um diese Frage beantworten zu kön-

nen, muss zunächst analysiert werden, wie weit die demokratische Transformation Georgiens 
                                                 
55 So auch u.a. die Einschätzung Czerwick, Rzchiladze, 86. 
56 Czerwick, Rzchiladze, 86 f. 
57 Zitiert nach Cheterian,16.1.2004. 
58 Hans, 26.11.2003. 
59 Zitiert nach Ascherson, 8.04.2004.  



 

 

 
 

 

vorangeschritten ist und welchen Anteil die georgische Zivilgesellschaft an dem Machtwech-

sel hatte. 

 

5.1. Transformationscharakteristika 

Noch vor den ersten freien Wahlen 1990 war das erklärte politische Ziel der georgischen Un-

abhängigkeitsbewegung die Errichtung eines freien und demokratischen Rechtstaates. Mit der 

Erklärung der staatlichen Unabhängigkeit und vor allem nach dem offiziellen Ende der Sow-

jetunion wurde das Ziel der Souveränität erreicht. Die Umgestaltung eines autoritären kom-

munistischen Regimes zu einer funktionierenden Demokratie war und ist hingegen weitaus 

schwieriger, langwieriger und mit einer Fülle von Problemen verbunden.  

 

Bei der Analyse von Demokratisierungsprozessen ist es generell wichtig, eine Unterscheidung 

zwischen Übergang (Transition) und Konsolidierung vorzunehmen. Dabei bezieht sich der 

Begriff der Transition auf den Wechsel von einer autoritären hin zu einer auf freien Wahlen 

beruhenden repräsentativen Regierungsform. Konsolidierung meint das Stadium, in dem de-

mokratische Vereinbarungen stabilisiert und ihre Institutionen verankert werden. Im Kontext 

der Konsolidierung kann es aber auch, obwohl ein Wandel hin zur Demokratie vollzogen 

wurde, zu ernsthaften Rückschlägen und Umkehrprozessen kommen.60  

 

Wie alle postsowjetischen Staaten hat auch Georgien mit dem Problem zu kämpfen, dass der 

Aufbau von demokratischen Strukturen, die Transformation zu einem marktwirtschaftlichen 

System und die Prägung einer eigenständigen nationalen Mentalität der Bevölkerung, die über 

Jahrhunderte unter der Herrschaft anderer gelebt hatte, gleichzeitig und in historisch kurzer 

Zeit durchgeführt werden müssen. Dieser politische Transformationsprozess war in Georgien 

von Anfang an geprägt von gewaltsamen Turbulenzen und auffälligen Widersprüchen.  

 

5.2. Georgien – eine „defekte Demokratie“ 

Besonders interessant für die Beschäftigung mit Georgien ist die Hypothese der „potemkin-

schen Demokratie“61 bzw. der „defekten Demokratie“62. In dieser wird davon ausgegangen, 

dass die postkommunistischen Regime Osteuropas keine Demokratien im westlichen Sinne 

darstellen, sondern in verschiedenen Weisen „defekt“ sind. Defekte Demokratien dürfen dabei 

aber nicht als autoritäre Regime mit demokratischem Anstrich missverstanden werden, sie 

                                                 
60 Vgl. Sharman, Kanet 1998: 1072. 
61 Vgl. King 2001, 93-104. 
62 Vgl. Croissant, Thiery 1999: 20. 



 

 

 
 

 

weisen sehr wohl demokratische Regelsysteme auf, entsprechen aber nicht den Standards ei-

nes liberal-demokratischen Verfassungsstaates.63 

„Defekte Demokratien sind Herrschaftssysteme, die sich durch das Vorhandensein eines be-

deutsamen und wirkungsvollen universellen ‚Wahlregimes’ (freie, geheime, gleiche und all-

gemeine Wahlen) zur Regelung des Herrschaftszugangs auszeichnen, gleichzeitig aber signi-

fikante Einschränkungen der Funktionslogik von Institutionen zur Sicherung grundlegender 

politischer und bürgerlicher Partizipations- und Freiheitsrechte, Einschränkungen der horizon-

talen Gewaltenkontrolle oder Einschränkungen der effektiven Herrschaftsgewalt demokra-

tisch legitimierter Autoritäten aufweisen.“64 

 

Formal war der Wandel vom autoritären zum demokratischen Regierungssystem im post-

kommunistischen Georgien spätestens mit der Wahl Schewardnadses zum Staatsoberhaupt 

1995 (und damit der Entscheidung für ein präsidentielles Regierungssystem) vollzogen. Das 

Land hat bei der Transformation der politischen Ordnung insbesondere in der Dimension der 

formalrechtlichen Verankerung demokratischer Strukturen seitdem unbestreitbare Fortschritte 

vorzuweisen. So waren beispielsweise auf der formalrechtlichen Ebene die Prinzipien demo-

kratischer Wahlen hinreichend verankert. Probleme bestanden allerdings bei der Implementie-

rung dieser Grundsätze. Die Wahlgesetze wurden vor jeder Wahl verändert und waren regel-

mäßig Gegenstand harter innenpolitischer Auseinandersetzungen. Nationale und 

internationale Beobachter kritisierten wiederholt die Dominanz von Vertretern der Exekutive 

in den Wahlkommissionen und mangelnde Transparenz bei der Erstellung der Wählerregister 

sowie bei der Aggregierung der Stimmen in den regionalen Wahlkommissionen.65 Die er-

wähnten Charakteristika einer „defekten Demokratie“ sind in Georgien damit eindeutig iden-

tifizierbar.  

 

Die demokratische Entwicklungstendenz in den letzten Jahren der Schewardnadse-Ära lässt 

sich außerdem als regressiv beschreiben. Trotz personeller Kontinuität in den wesentlichen 

politischen Führungspositionen dominierte seit 1998 eindeutig ein Trend zu fortschreitender 

Desintegration und Destabilisierung. Die Probleme des Landes wurden zudem durch die will-

kürliche Handhabung staatlicher Gewaltmittel und durch Korruption verschärft. Georgien 

befand und befindet sich also in einem langwierigen Demokratisierungsprozess, dessen Ver-

                                                 
63 Vgl. Croissant, Thiery 1999: 20. 
64 Merkel, Croissant 2000: 4. 
65 Vgl. Stellungnahme der Delegation der Parlamentarischen Versammlung des Europarates vor den Wahlen in 

Georgien, 27.04.2004. 



 

 

 
 

 

lauf nicht vorhersehbar ist. Die Situation vor den Parlamentswahlen 2003 und der Rosenrevo-

lution macht deutlich, dass in Georgien die Transition hin zu einem demokratischen System 

bereits vollzogen, gleichwohl aber noch keine Konsolidierung stattgefunden hat. Die demo-

kratischen Institutionen waren (und sind) vielmehr von Instabilität und Ineffizienz gekenn-

zeichnet.66  

 

Das, was gelegentlich abschätzig als „formale Demokratie“ bezeichnet wird (Verfassungsord-

nung, Wahlen, Institutionen) ist die wesentliche Voraussetzung und das Medium des demo-

kratischen Prozesses und hat insofern Wert an sich. In der Transformationsforschung wird 

aber auch zunehmend die Rolle herausgehoben, die die Entwicklung zivilgesellschaftlicher 

Strukturen für das Gelingen der Demokratisierung spielt. Die Demokratisierung eines Landes 

bemisst sich folglich nicht nur an den formalen bzw. staatlichen Strukturen, sondern auch an 

den Gesellschaftsstrukturen. Demokratische Staaten brauchen, um andauern zu können, eine 

demokratische Alltagskultur und entsprechende öffentliche Foren. Diese demokratische All-

tagskultur wird seit den 80er Jahren in der politischen Theorie als „Zivilgesellschaft“67 be-

zeichnet. Da es für die Beantwortung der Frage, ob die Rosenrevolution Resultat des fort-

schreitenden Demokratisierungsprozess und das Erstarken der Zivilgesellschaften war, 

wesentlich ist, soll im folgenden die Zivilgesellschaft Georgiens genauer betrachtet werden. 

 

5.3. Zivilgesellschaften 

Zunächst einmal muss betont werden, dass die Rolle der Zivilgesellschaften in einem Trans-

formationsprozess in der Transformationsforschung selbst umstritten bzw. noch nicht fundiert 

belegt ist. So bemerken etwa Cohen und Arato: “The exact role of civil society in the process 

of initiating the transition remains in some dispute.”68 Dem Beitrag von Lauth/Merkel zufolge 

bemühe sich die Transformationsforschung zudem „noch nicht hinreichend um eine theoreti-

sche Integration der Zivilgesellschaftskonzepte in den Gesamtverlauf von Systemwechseln“69. 

Es ist aber davon auszugehen, dass das Vorhandensein einer Zivilgesellschaft die Stabilität 

und Dauerhaftigkeit einer jungen Demokratie positiv zu beeinflussen vermag: Zivilgesell-

schaft stärkt demokratische Partizipationsgewohnheiten und politische Kultur und fördert eine 

pluralistische Interessenvermittlung, da sie  das Informationsmonopol autoritärer Regime 
                                                 
66 Vgl. Bertelsmann Transformation Index 2003. 
67 Um das theoretische Konzept ‚Zivilgesellschaft’ zu verstehen, so wie es heutzutage diskutiert wird, kann man 

zwei Traditionsstränge unterscheiden. Zum einen die angelsächsische Tradition (mit Vertretern wie Lord Dah-
rendorf) und die zumeist auf den italienischen Theoretiker Antonio Gramsci beruhende Tradition. Vgl. Rein-
feldt 1997, 18 f. 

68 Cohen 1992, 48. Vgl. auch Schmitte 1993, 1. 
69 Lauth, Merkel 1997: 12. 



 

 

 
 

 

bricht. Zivilgesellschaften steigern, wenn auch nur sachbereichsspezifisch, die Aufklärung der 

Bevölkerung, erzeugen eine Transparenz der politischen Prozesse, die der Gesellschaft deren 

Korrektur erleichtert.70  

 

In Georgien hatte sich die Zivilgesellschaft besser entfalten können als in den anderen Staaten 

des GUS-Raums.71 Sie füllte in mancher Hinsicht die Lücken, die das schwache Parteiensys-

tem hinterließ. NGOs interagierten mit Medien, Parteien und Parlamentsabgeordneten und 

lehnten sich politisch an den Parteiflügel der Bürgerunion an. Meinungs- und Pressefreiheit 

wurden unter Schewardnadse weitgehend gewährt, sieht man von vereinzelten Übergriffen 

auf Journalisten und von der Situation in Adscharien ab. Meinungsvielfalt bestand und besteht 

insbesondere im Bereich der Printmedien – es dominieren die unabhängigen Zeitungen – die 

jedoch auf Grund der angespannten ökonomischen Situation der Bevölkerung nur eine gerin-

ge Verbreitung aufweisen. Die Bevölkerung informiert sich überwiegend über Radio und 

Fernsehen. Auch in diesem Sektor gab es ein relativ hohes Maß an Regierungsunabhängig-

keit. Allerdings werden insbesondere auf der lokalen Ebene loyale Sender durch Gewährung 

finanzieller Vorteile zum Teil massiv privilegiert. Kritische Beiträge werden teilweise gewalt-

sam sanktioniert. Lexo Chubulawa formuliert die Probleme bei der Entwicklung zivilgesell-

schaftlicher Strukturen folgendermaßen: „Der Informationsfluss funktioniert in Georgien 

nicht“. Chubulawa gründete vor einigen Jahren eine NGO – die Public Interest Protection 

League (PIPL), welche vor allem die Kommunikationsstrukturen für die regionalen Bürger-

initiativen verbessern will. „Zeitungen können sich die meisten Leute nicht leisten. Sie bezie-

hen ihre Informationen aus dem Fernsehen, denn das ist kostenlos. Aber NGOs können sich 

keine Fernsehwerbung leisten.“72 Außerdem seien die meisten NGOs schlecht oder gar nicht 

im Internet präsent oder würden ihre Webseiten nicht an die sogenannten Suchmaschinen 

weitergeben. 

 

Auch werden NGOs und ihre Mitarbeiter – auch nach der Rosenrevolution – punktuell immer 

wieder zu Opfern gewaltsamer Übergriffe.73 Dem Staat konnte und kann dabei zwar keine 

direkte Beteiligung nachgewiesen, aber doch eine mangelnde Entschlossenheit bei der Auf-

klärung attestiert werden. Dadurch wird einmal mehr deutlich, dass die Konsolidierung der 

                                                 
70 Schmidt, Take 1997: 12-20. 
71 In Bezug auf „civil society“ erteilt Freedom House Georgien im Jahr 2003 auf einer Skala von 1 bis 7 die Note 

4,00. Besser schneiden hier im GUS-Raum nur noch Armenien und die Ukraine mit jeweils 3,5 ab. Vgl. Ka-
ratnycky u.a. 2003, 268. 

72 Zitiert nach Ahnert, 25.08.2000. 
73 Vgl. Mackedon, 11.08.2004;Vgl. auch Internationale Gesellschaft für Menschenrechte 1999. 



 

 

 
 

 

Zivilgesellschaften langfristig bleibt und „die Achillesverse einer formalen Demokratie ist“74. 

Die Schwächen der zivilgesellschaftlichen Initiativen in Georgien liegen insgesamt in ihrer 

starken Abhängigkeit von ausländischer Finanzierung, ihrer Konzentration auf die Hauptstadt 

Tiflis und ihrer entsprechend unterentwickelten Präsenz in der Provinz begründet.75 Es bleibt 

dennoch insgesamt festzuhalten, dass es ein relativ dichtes Netz von politischen und zivilge-

sellschaftlichen Organisationen in Georgien gibt. Die Zivilgesellschaft ist– im Vergleich zu 

anderen GUS-Staaten – sehr gut entwickelt.  

 

5.4. Die Rolle der Zivilgesellschaften in der Rosenrevolution 

Das Erstarken der georgischen Zivilgesellschaft und ihre Bedeutung im Transformationspro-

zess wurden bereits mit den Straßendemonstrationen während der Regierungskrise im Herbst 

2001 offenbar. Diese Zivilgesellschaft bildete auch die Basis für die Massenproteste nach der 

manipulierten Wahl im November 2003. Da die Georgier seit Jahren von Schewardnadse ent-

täuscht waren, hatte es Michail Saakaschwili leicht, seine Anhänger zu mobilisieren. Mit 

Wahlkampfparolen wie „Schewardnadse muss weg“ und dem Versprechen, dem Volk „das 

von Schewardnadses Clan gestohlene Eigentum zurückzugeben“, gewann er schnell Zustim-

mung.76 Die Bevölkerung, die sich von den Wahlen einen politischen Neuanfang erhoffte, 

war durch den erneuten Versuch der Wahlmanipulation empfänglich für die Parolen der Op-

position, ging auf die Straße und stürmte das Parlament. Letztendlich hat dieses zivilgesell-

schaftliche Engagement funktioniert.  

 

6. Internationale Einflüsse auf Georgien 

6.1. Die Vorwürfe 

Aber es gibt auch andere Ansichten: „Es gab von Seiten der Regierung jede Menge Ver-

schwörungstheorien: die Stimmung im Volk wäre manipuliert worden. Das ist absurd“, sagt 

Giga Bokeria vom Liberty Institute.77 Die Finanzierung der maßgeblich am Umsturz beteilig-

ten Personen78 und gesellschaftlichen Gruppen durch das westliche Ausland wurde stark kriti-

                                                 
74 Zitiert nach Dr. Hans-Georg Wieck im Seminar „Die Entwicklung demokratischer Staats- und Gesellschafts-

strukturen in Osteuropa“ an der Freien Universität Berlin am 16. Februar 2005. 
75 Ende 2001 gab es in Georgien rund 3800 „Vereine“ oder „Assoziationen“. Das Justizministerium, das nur 

Stiftungen registriert, erfasste Mitte 2002 859 dieser Organisationen. In der Bevölkerung wird laut 
Meinungsumfragen die Bedeutung des NGO-Sektors allerdings als niedrig eingeschätzt. Nähere Angaben zu 
diesem Sektor: Karatnycky u.a. 2003, 268-270. 

76 Manutscharjan 2003a, 19. 
77 Zitiert nach Kulturreport (NDR), 25.01.2004. 
78 Die einstige Opposition und heutige Regierung repräsentiert den westlich beeinflussten Teil der Gesellschaft. 

Michail Saakaschwili selbst wurde in den USA ausgebildet, und war dort als „Anwalt und Lobbyist der Öl-



 

 

 
 

 

siert. Auch in Westeuropa wurde die „Rosenrevolution“ auffallend häufig im Zusammenhang 

mit der Finanzierung und Organisation durch die US- amerikanische Administration und ame-

rikanische NGOs bewertet.79 Der eingangs erwähnte Artikel in der Washington Post sowie 

der Guardian-Artikel beschreiben den Aufstand als einen vom Westen organisierten Putsch, 

„ein gut geplantes Drama mit Saakaschwili als von den Amerikanern ausgewähltem Haupt-

darsteller“80, bei dem die Georgier lediglich als Statisten oder Gäste einer gigantischen Stra-

ßenfete mitwirkten.  

 

Schewardnadse selbst hat für seinen Sturz vor allem den amerikanischen Botschafter in Geor-

gien, sowie den amerikanischen Multi-Milliardär George Soros verantwortlich gemacht. Ziel-

gerichtet hätten amerikanische Organisationen monatelang, namentlich das Open Society In-

stitute, seinen Sturz vorbereitet.81 Diese vom amerikanischen Milliardär George Soros 

finanzierte Organisation82 habe Millionen von Dollar ausgegeben - für Kmara-3, so der Name 

des Plans für den Sturz des Präsidenten. Was ist dran an diesem Vorwurf?  

 

Der Mäzen George Soros engagiert sich tatsächlich in mehr als zwei Dutzend Stiftungen rund 

um die Erde für Demokratie und offene Gesellschaften.83 Er finanziert mit seiner Open Socie-

ty- Stiftung eine ganze Reihe von Projekten in den Ländern der ehemaligen Sowjetunion und 

des Ostblocks.84 Auch die eingangs erwähnten Gruppen, welche am Wahltag des 2. Novem-

ber 2003 die alternativen Wählerbefragungen durchgeführten hatten, sind zum Teil durch von 

der Soros’ Open Society Georgia Foundation85 finanziert. Namentlich Fair Elections und The 

Global Strategy Group. Das Open Society Institute ist außerdem einer der Hauptgeldgeber des 

Liberty Institute, einer Organisation mit engen Verbindungen zu Michail Saakaschwili und 

einer der Hauptorganisatoren der Straßenproteste. Soros finanzierte auch einige der Medien, 

welche die Opposition unterstützten86, und hat – nach Berichten in georgischen Medien – die 

                                                                                                                                                         
branche“ tätig, bis er nach Georgien zurückkehrte und zum Justizminister der Regierung Schewardnadses er-
nannt wurde. Vgl. Cheterian, 16.01.2004. 

79 Vgl. “funded and organised by the US government, deploying US consultancies, pollsters, diplomats, the two 
big American parties and US non-government organizations.” Zitiert nach: The ‘Orange Revolution’: US-
Engineered Coup or European Model of Peaceful Revolution?”, 03.12.2004. 

80 Zitiert nach Ascherson, 08.04.2004. 
81 Vgl. Wehner, 01.12.2003. 
82 Vgl. www.soros.org. 
83 Näher zu George Soros: Landmesser, Detlef: George Soros – der Megaspekulant. 
84 Rund eine Milliarde Dollar soll er über sein Open Society Institute in die russische Wissenschaft und 

Bildungsinstitutionen sowie mehrere Millionen in den Aufbau der Zivilgesellschaften Ungarns, Polens und 
Georgiens investiert haben. Bessonow, 03.12.2003.  

85 Andere Geldgeber waren die Eurasia Foundation (finanziert z.T. von USAID) und The British Council. Vgl. 
http://osgf.ge/ und www.esp.ge/?m=news&id=38, 15.01.2005. 

86 McKinnon, 26.11.2003. 



 

 

 
 

 

georgische Studentenorganisation Kmara (Genug!) mit 500.000 US-Dollar Anschubfinanzie-

rung unterstützt.87 Eduard Schewardnadse sieht sich deshalb als Opfer einer Verschwörung: 

„Es wurden alle Voraussetzungen für meinen Rücktritt geschaffen. Denn man wußte, daß ich 

nicht schießen lassen werde und das hat man ausgenutzt“, so Schewardnadse.88  

 

Aber nicht nur der gestürzte georgische Präsident hat die Einflussnahme durch die USA pos-

tuliert. Auch der russische Außenminister Igor Iwanow, der bei dem Machtwechsel zwischen 

Regierung und Revolutionsführern vermittelte89, hatte die Vereinigten Staaten angegriffen 

und vor allem den US-Botschafter in Georgien [Richard Miles, Anm. JK] der Einflussnahme 

bezichtigt.90 Richard Miles hatte unmittelbar nach den Wahlen erklärt: „Es ist das Recht der 

Opposition, gegen den Wahlausgang zu protestieren“91. Diese Äußerung kann klar als Einmi-

schung in die inneren Angelegenheiten des souveränen Georgiens gesehen werden und spielte 

bei der Entwicklung der Ereignisse möglicherweise eine gewisse Rolle, wenn sie Einfluss auf 

die Entschlossenheit der Opposition und der Wähler, deren Stimmen manipuliert worden wa-

ren, genommen hat.  

 

Diese klar adressierten Vorwürfe Schewardnadses führen zu den folgenden Fragestellungen: 

Inwiefern ist die internationale Einflussnahme auf Demokratisierungsprozesse überhaupt 

möglich? Wenn ja, hat eine solche – konkret im Falle Georgiens – tatsächlich stattgefunden. 

Trifft also der oft postulierte Vorwurf des „von den USA erkauften Putsches“ zu? 

 

6.2. Westliche Demokratieförderung 

Der Zusammenbruch des Kommunismus in Osteuropa92 und in der Sowjetunion, hat grund-

sätzliche Fragen bezüglich der Rolle internationaler Einflüsse auf den Prozess der Demokrati-

sierung wieder in den Mittelpunkt gestellt. Mit dem Zerfall der Sowjetunion und der Entste-

hung von ungefähr zwanzig neuen Staaten zu Beginn des Jahres 1992 erhielt die Rolle 

                                                 
87 Die kanadische Zeitung Globe and Mail berichtete sogar von 50 Millionen Dollar, die an Kmara gegangen 

sein sollen, vgl. McKinnon, 26.11.2003. Das Open Society Institute finanzierte auch den Austausch von Erfah-
rungen zwischen serbischen Otpor-Aktivisten, die eine Rolle bei der Überwindung des Milosevic-Regimes 
spielten, und Kmara- sowie Liberty Institute Aktivisten. Vgl. Baker, 25.11.2003. 

88 Zitiert nach Wehner, 01.12.2003. 
89 Vgl. Deutsche Welle 2003, 31. 
90 Moskau zeigte sich brüskiert von der „Einmischung in die inneren Angelegenheiten“ der Kaukasusrepublik, 

verzichtete aber zunächst darauf, die USA namentlich zu erwähnen. Erst mit einiger Verzögerung sprach Au-
ßenminister Iwanow davon, die Amerikanern hätten sich für den Abgang Schewardnadses eingesetzt. Deren 
Botschaft in Tiflis sei an der Vorbereitung der „Rosen-Revolution“ beteiligt gewesen. Vgl. Manutscharjan 
2003b, 26.12.2003. 

91 Zitiert nach: „Die Brutalitäten einfach übersehen“, 11.11.2003. 
92 Osteuropa meint hier die früheren kommunistischen Länder Ostmitteleuropas und des Balkans. 



 

 

 
 

 

internationaler politischer und ökonomischer Variablen zur Unterstützung der anhaltenden 

Entwicklung und Konsolidierung repräsentativer Regierungssysteme und Marktwirtschaften 

für den Westen einen bedeutenden Stellenwert. Hier waren äußerst wichtige humanitäre, wirt-

schaftliche und sicherheitspolitische Interessen als abhängig vom langfristigen Erfolg der 

Transformation erkannt worden. Es gab zahlreiche internationale Bemühungen, die Konsoli-

dierung postkommunistischer Demokratien zu fördern. Direkte politische Unterstützung boten 

beide, die Vereinigten Staaten und die EU und beide in Form von staatlichen Programmen 

wie auch in Form eines breiten Spektrums privater und halbprivater Institute.93 

 

6.2.1. Unterstützung durch die Vereinigten Staaten 

Mit dem Programm „Unterstützung für Osteuropäische Demokratie“ begründeten die USA 

kurz nach den 1989er Revolutionen ein direktes Demokratisierungsprogramm, das zuerst eine 

Unterstützung bei der Durchführung der ersten freien Wahlen bot und später bei der Bildung 

zahlreicher bürgerlicher Initiativgruppen hilfreich zur Seite stand. Unterstützung gab es bei 

diesen Programmen von USAID, der National Foundation for Democracy und anderer staatli-

cher Stellen. Die USA halfen so bei der „Entwicklung einer Reihe von zivilgesellschaftlichen 

Organisationen, von privaten Medien über Wahlforschungsorganisationen bis zu neuen politi-

schen Parteien“94 und förderten kulturelle, studentische und wissenschaftliche Austauschpro-

gramme. Der größte privat finanzierte Beitrag zur Konsolidierung der Demokratie in Osteu-

ropa kam von der bereits erwähnten Soros-Stiftung. Zwischen 1992 und 2000 erhielt 

Georgien von den (offiziellen Behörden der) USA Hilfe in Höhe von 778 Millionen Dollar 

und entwickelte sich damit in den 1990er Jahren zum zweitgrößten Empfänger von US-Hilfe 

nach Israel.95 Aber es wird auch zunehmend deutlich, dass die Unterstützung der Zivilgesell-

schaften Georgiens durch die USA vor allem politisch und ökonomisch motiviert ist. Die 

Vereinigten Staaten haben weitgehende geopolitische und geoökonomische Ziele im Südkau-

kasus, nämlich eine Verbindung mit Zentralasien herzustellen und die Energieprojekte im 

kaspischen Raum umzusetzen, sowie ihren Einfluss darauf zu sichern.96 Diese politisch stra-

tegischen und wirtschaftlichen Interessen lassen sich von den geostrategischen nicht tren-

nen.97 Denn im Vergleich zu früheren Hilfen ist seit 2001 die amerikanische Unterstützung 

                                                 
93 Vgl. Quigley 1997. 
94 Guardian Weekly, 3.-10.1.04. 
95 Das amerikanische Engagement ist vielseitig und kann hier im Detail aus Platzgründen nicht erläutert werden. 

So erhält Georgien von den USA nicht nur finanzielle, sondern auch militärische Unterstützung. Allein im 
Jahr 2002 erhielt die Kaukasusrepublik von den USA 64 Millionen Dollar für militärische Zwecke. Vgl. Latzo, 
11.02.2004. 

96 Vgl. Peuch, 27.02.2002; Brady, 30.07.2002. 
97 Vgl. Blank 1999. 



 

 

 
 

 

weder direkt an Demokratisierungs- noch an Reformbedingungen geknüpft!98 So sieht es auch 

Tomas Avenarius in seinem Artikel für die Süddeutsche Zeitung: „Die Unterstützung Saa-

kaschwilis durch US-Fachleute spiegelt das geostrategische Interesse Washingtons an dem 

kleinen kaukasischen Agrarstaat wieder [...]“99 

 

6.2.2. Europäischer Einfluss 

Bereits ein oberflächlicher Vergleich der US-amerikanischen Begründung der Demokratie-

förderung und der europäischen Position kommt zu einem interessanten Ergebnis: Während in 

den USA sicherheitspolitische und globalstrategische Konzeptionen im Vordergrund ste-

hen100, wird die europäische Diskussion entscheidend geprägt von entwicklungspolitischen 

Überlegungen.101 Die Politik der Europäischen Union und europäischer Organisationen (OS-

ZE, Europarat u.a.) ist im Südkaukasus darauf ausgerichtet, Stabilität in der Region, Wirt-

schaftsentwicklung, Demokratisierung, Stärkung der Zivilgesellschaft sowie die Einhaltung 

der Menschenrechte zu fördern. Die EU leistet einen wesentlichen Beitrag zur Lösung der 

regionalen Territorialkonflikte und engagiert sich in Kooperationsprojekten zur Stärkung ad-

ministrativer Kapazitäten. Sie bietet technische, wirtschaftliche und humanitäre Hilfe durch 

multilaterale (va. TACIS) und bilaterale Programme und ist größter Geber im Südkaukasus.  

 

6.2.3. Internationale Wahlbeobachtung 

Infolge der demokratischen Wandlungsprozesse in Osteuropa hat vor allem die internationale 

Wahlbeobachtung an Bedeutung gewonnen und ist zu einem wichtigen Instrument westlicher 

Demokratisierungshilfe geworden. Die OSZE eröffnete in Warschau das Büro für demokrati-

sche Einrichtungen und Menschenrechte (Office for Democratic Institutions and Human 

Rights, ODIHR), das Wahlbeobachtungsmissionen in den Mitgliedstaaten organisiert, Men-

schenrechtsprojekte implementiert und allgemein die Einhaltung der OSZE-Verpflichtungen 

beim Menschenrechtsschutz überwacht. Die OSZE spielte eine wichtige Rolle bei der Über-

wachung der Wahlen im November 2003 und Januar 2004 in Georgien. Im Vorfeld der Par-

lamentswahlen vom November richtete das Büro für demokratische Institutionen und Men-

schenrechte (BDIMR) eine Wahlbeobachtungsmission ein und die OSZE-Mission in 

                                                 
98 Freitag-Wirminghaus 2002, 3. 
99 Avenarius, 07.05.2004; vgl auch Koch, 07.05.2004, zitiert nach AG Friedensforschung 2004. 
100 Vgl. Diamond 1995, 1-8. 
101 Ausführlich zum Diskurs: Friedrich-Ebert-Stiftung 1999. 



 

 

 
 

 

Georgien übernahm eine Führungsrolle in den Bemühungen der internationalen Gemein-

schaft, die Regierung Georgiens in zentralen Punkten zu beraten.102  

 

In ihrem Selbstverständnis als Berater und Beobachter offenbart sich aber auch eine Schwä-

che der OSZE103: Wenn es in Staaten mit autoritären Regierungen zu Wahlmanipulationen 

kommt, muss dem staatlichen Handeln nachgewiesen werden, dass die Wahlergebnisse ge-

fälscht wurden. Bloße Behauptungen durch oppositionelle Politiker oder zivilgesellschaftliche 

Gruppen reichen nicht aus. Für einen solchen Nachweis sind nationale, vernetzte Wahlbeo-

bachtungssysteme notwendig, die eine alternative Wahlfeststellung möglich machen. Das 

Mandat der OSZE geht aber über die Schaffung von Rahmenbedingungen für Wahlen mit 

internationalen fairen Standards nicht hinaus. Sie hat einen ausschließlichen Berater- und Be-

obachtungsstatus und ist deshalb auch nicht in der Lage, eigene – parallel zu den staatlichen – 

Wahlergebnisse zu erfassen. Die OSZE und andere europäische Initiativen haben sich auch 

von einer direkten Unterstützung nationaler Wahlbeobachtungssysteme (durch Fonds o.ä.) 

distanziert. Als diplomatisches Instrument der Vertreter der Teilnehmerstaaten ist die OSZE 

nicht daran interessiert, den diskreten Prozess der Problem- und Konfliktlösung ins grelle 

Licht zu stellen. 

Bei der Entwicklung politischer Strukturen in osteuropäischen Zivilgesellschaften gehen die 

USA weitaus offensiver und zielgerichteter vor. So hat die amerikanische Stiftung National 

Endowment for Democracy ein alternatives Wahlbeobachtungssystem entwickelt, welches der 

Zivilgesellschaft eines Landes ermöglicht, die Wahlen selbst systematisch zu verfolgen, 

Rechtsverletzungen zu identifizieren und den Gerichten vorzulegen. Konkret in Georgien 

wurden die Wählerbefragungen an den Wahllokalen, die zu einem alternativen Wahlergebnis 

führten, durch Fair Elections und The Global Strategy Group ermöglicht. Diese Organisatio-

nen werden direkt durch das National Endowment for Democracy und die Soros- Stiftungen, 

also durch die USA finanziert.104  

 

6.4. Grenzen und Risiken der Demokratieförderung 

Diese unterschiedlichen Vorgehensweisen – die offensive Unterstützung der USA und die 

indirekte der europäischen Institutionen – macht die Risiken der Demokratieförderung sicht-

                                                 
102 OSZE 2003, 94, 100 ff. Siehe auch Seite 8 dieser Arbeit bezüglich der westlichen Unterstützung bei der Re-

form des Wahlgesetztes in Georgien. 
103 Ausführlicher dazu: Lutz, Tudyka 2000. 
104 Darüber hinaus waren diese US finanzierten Wahlbeobachtungen bereits in Polen (1989), Serbien (2000) und 

zuletzt in der auch in der Ukraine (2004) erfolgreich. Vgl. US-Neocons finanzieren Destabilisierung der Uk-
raine, 3.12.2004. 



 

 

 
 

 

bar. Das Ziel westlicher Politik, liberale Zivilgesellschaften aufbauen zu wollen, bedeutet in 

jedem Fall, dass die politische Situation eines Landes aktiv verändert werden soll. Dabei sind 

weder die zivilgesellschaftlichen Akteure, die dies wollen, noch ihre Förderer und Finanziers 

politisch ‚neutral’, auch wenn sie einen Typ von Ideologie verkörpern (die liberale Demokra-

tie), der sein Ideologisch-Sein andauernd verwischen möchte. Dabei ist außerdem schwer zu 

entscheiden, ob die direkte Einmischung in das Herrschaftssystem eines anderen Staates er-

folgreicher ist als die indirekte. Jedenfalls ist sie schwieriger, vor allem, wenn sie offen und 

unmittelbar verfährt. Sie überschreitet dann nicht nur die territoriale Grenze, sondern mischt 

sich sichtbar ein. Dadurch entsteht unweigerlich der Verdacht der Außensteuerung.  

 

7. Fazit 

So bleibt zum Schluss der Versuch, die eingangs gestellte Frage zu beantworten. Zunächst 

wurde folgendes deutlich: In Georgien hat eine friedliche Revolution mit Unterstützung der 

Zivilgesellschaften stattgefunden. Durch die Aufdeckung der Wahlmanipulation und Mobili-

sierung breiter Bevölkerungsschichten wurde der friedliche Machtwechsel möglich. Die Zi-

vilgesellschaft Georgiens hat – in Form von Oppositionspolitikern, der Studentenbewegung 

Kmara, den regierungsunabhängigen Medien im Vorfeld der Wahlen, der Menschen die ge-

gen den Ausgang der Wahlen protestierten und das Parlamentsgebäude stürmten etc. – un-

bestritten einen gewichtigen Anteil an der Revolution gehabt.  

 

Der Regimewechsel von Schewardnadse zu Saakaschwili und seinen Mitstreitern im Gefolge 

der Rosenrevolution erzeugte in Georgien auch einen Schub an Zustimmung für einen politi-

schen Neubeginn. Der in seiner Höhe kaum zu übertreffende Wahlsieg lässt vor allem erken-

nen, dass die gesamte Bevölkerung hohe politische Erwartungen in Saakaschwili setzt. Die 

zukünftige politische Entwicklung Georgiens ist deshalb zunächst einmal eng mit der Person 

Saakaschwilis verbunden, der es verstanden hat, mit populistischen Losungen breiten Zu-

spruch bei allen Schichten der Gesellschaft zu finden. Seine nächsten politischen Maßnahmen 

werden zeigen, ob es ihm gelingen wird, Lösungen für die schwierigen Probleme des Landes 

zu finden und die Demokratisierung voranzutreiben. Es bleibt auch festzuhalten, dass Geor-

gien seit dem November 2003 aus einer Phase tiefer Stagnation und Resignation erwacht ist. 

Die neue Regierung signalisiert der Bevölkerung einen Willen zum politischen Handeln, der 

dem Ancien régime völlig abhanden gekommen war.  

 



 

 

 
 

 

Gleichwohl kann man die finanzielle und ideelle Förderung der Demokratiebewegung in Ge-

orgien durch politische Stiftungen und sympathisierende Staatsvertreter der USA und der eu-

ropäischen Union als „ausländische Einmischung“ einordnen. Die bloße verbale Unterstüt-

zung durch Richard Miles etwa sollte dabei nicht überwertet werden. Sie spielte bei der 

Entwicklung der Ereignisse sicherlich eine gewisse Rolle und hatte Einfluss auf die Ent-

schlossenheit der Opposition und der Wähler, deren Stimmen manipuliert worden waren. 

Dennoch bleibt es unwahrscheinlich, dass allein die Aussagen Richard Miles’ die Menschen 

in Georgien auf die Straßen gebracht und damit für die Rosenrevolution entscheidend gewe-

sen sein soll.105 Auch Saakaschwili betonte, die Amerikaner hätten den Georgiern nur gehol-

fen, demokratische Wahlen zu organisieren und durchzuführen. Hilfreich sei es zwar gewe-

sen, dass Washington per Regierungserklärung die Fälschung der Parlamentswahl verkündet 

und damit vor aller Welt bestätigt habe. Dessen ungeachtet habe ihm die US-Botschaft in Tif-

lis den Sturm auf das Parlamentsgebäude aber nicht nahe gelegt. „Im Gegenteil. Die USA 

haben uns von Massendemonstrationen und Protesten abgeraten. Sie wollten auch nicht, dass 

wir den Rücktritt Schewardnadses fordern. Ich bin davon überzeugt, dass die Amerikaner 

keinen Plan für den Fall in der Schublade hatten, dass Schewardnadse geht.“106 Und er betont: 

„Ich verwahre mich entschieden dagegen, in Georgien habe ein pro-amerikanischer Putsch 

stattgefunden. Wir sind eine Bewegung mit europäischer Orientierung und abendländischen 

Werten.“107 

 

Es gibt eine Vielfalt von Faktoren, die für die Rosenrevolution verantwortlich waren und die 

hier nur umrissen werden konnten. Dabei handelt es sich sowohl um innenpolitisch Faktoren, 

wie die Versäumnisse und Missstände in der Politik Schewardnadses und die sich entwi-

ckelnde und ihren Einfluss geltende machende Zivilgesellschaft, aber auch äußere Faktoren, 

wie die internationalen Einflüsse auf den gesamten Transformationsprozess (wirtschaftlich, 

militärisch, humanitär, politisch etc.) Georgiens. Die westliche Demokratieförderung hatte 

ihrerseits Auswirkungen auf die internen Faktoren des Landes, wie am Beispiel der Wahlbeo-

bachtung gezeigt werden konnte.  

 

Lässt sich nun die westliche Demokratisierungshilfe bzw. die Rolle der georgischen Zivilge-

sellschaften in der Rosenrevolution überhaupt derart quantitativ messen und gegeneinander 

                                                 
105 Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass Richard Miles von 1996 bis 1999 Botschafter in Jugoslawien 

war (vgl. http://georgia.usembassy.gov/ ambassador.htm, 15.02.2005) und dort die Vorarbeit am Sturz des 
Präsidenten Milosovic geleistet hatte (vgl. www.globalsecurity.org/ military/ ops/ gtep.htm, 15.02.2005). 

106 Zitiert nach Manutscharjan 2004. 
107 Manutscharjan 2004.  



 

 

 
 

 

aufwiegen? O’ Donnell und Schmitter haben ertragreiche Studien über demokratische Trans-

formationen vorgelegt: Eine ihrer stichhaltigsten Schlussfolgerungen ist die, die auf jeden von 

ihnen untersuchten Fall zutrifft: „Innenpolitische Faktoren spielen eine beherrschende Rolle 

bei der Transformation [...] Es vollzieht sich kein Wandel, dessen Anfang nicht die Konse-

quenz – direkt oder indirekt – aus bedeutenden Uneinigkeiten innerhalb des autoritären Re-

gimes selbst ist.“108 Selbst jene späteren Kommentatoren, die die Rolle internationaler Fakto-

ren detailliert aufzeigten, bestätigten die maßgebliche Bedeutung innenpolitischer Konflikte 

und Koalitionen.109 So hat auch Tetzlaff für das Gros der Transformationsprozesse festgehal-

ten, „daß sich der demokratische Wandel nicht primär als bloße Anpassungsreaktion auf in-

ternationale Anforderungen ereignet hat [...] Vielmehr ist die Dominanz interner Faktoren das 

Besondere an diesem Vorgang: unzufriedene und konfliktfähige Gruppen protestieren gegen 

Willkürherrschaft und konnten [...] staatliche Schikanen aufheben und Verfassungsänderun-

gen durchsetzen.“110  

 

Trotz der internationalen Einflussnahme kann die Rosenrevolution deshalb als ein Resultat 

des fortschreitenden Demokratisierungsprozesses gesehen werden, an dem die georgische 

Zivilgesellschaft einen großen Anteil hatte. Denn in meinen Augen gilt auch der weise Satz 

von Karl Marx: „Eine Idee wird zur materiellen Gewalt, wenn sie die Massen ergreift.“111 Es 

war und bleibt die demokratische Idee, die das Volk Georgiens in Bewegung gesetzt hat. 

 

8. Ausblick 

Es wurde in dieser Arbeit auch deutlich, dass die Europäische Union generell nur zögerlich 

Oppositionskräfte und Zivilgesellschaften der osteuropäischen Transformationsländer unter-

stützt. Sie geht in erster Linie den Weg über die Regierungen, um diese zu einer demokrati-

schen Gesetzlichkeit zu motivieren. So hat es die OSZE und das ODIHR in der Vergangen-

heit versäumt, Wahlbeobachtungssysteme zu entwickeln und zu etablieren, die in autoritären 

Systemen den Zivilgesellschaften bzw. Oppositionskräften eine eigene, selektive Wahlergeb-

nisfeststellung ermöglicht hätte. Bei der Entwicklung politischer Strukturen in osteuropäi-

schen Zivilgesellschaften gehen die USA im Vergleich deutlich zielgerichteter vor als Europa. 

Das relativiert den eingangs postulierten und an die USA adressierten Vorwurf des „erkauften 

                                                 
108 O’Donnell, Schmitter 1986: 19. 
109 Internationale Faktoren wurden als Katalysatoren oder Trigger für innenpolitische Prozesse gedeutet. Pridham 

1994, 7-31. 
110 Tetzlaff 1997, 352. 
111 Marx 1976, 385. 



 

 

 
 

 

Putsches“. Die eigentliche Brisanz des Themas bleibt die „ausländische Einmischung“ in die 

inneren Angelegenheiten eines Staates. Dieser Hauch von „Fremdbestimmung“ verflüchtigt 

sich nur, wenn beim Adressaten das politische System und sein gesellschaftliches Umfeld 

ohnehin bereits auf den Prozess der Demokratisierung eingeschworen sind. Deswegen ist es 

besser, die direkten mittelbaren Strategien solchen Akteuren zu überlassen, die von diesem 

Verdacht frei sind. Das sind NGOs, gemeinnützige Stiftungen und – vor allem – die große 

Menge gesellschaftlicher Akteure. Sie sind die idealen Träger einer völlig staatsfreien Demo-

kratisierungsstrategie. Über die Zivilgesellschaft der Länder selbst müssen in den Ländern die 

markanten Ecksteine demokratischer Ordnung gefordert und diskutiert werden. Was liegt also 

näher, als diese Verbände aus den Bereichen Wirtschaft, Religion, Kultur, Medien, Gewerk-

schaften, Frauen-Vereinigungen, Studenten- und Jugendgruppen zu animieren, im kontinuier-

lichen Kontakt mit ihren Partnern in den Demokratisierungsländern deren Position dort zu 

stärken. Europäische Institutionen und Regierungen sollten sich über unabhängige Stiftungen 

aktiv um die Förderung alternativer politischer Strukturen in den nachsowjetischen zivilen 

Gesellschaften bemühen.  
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